
kann. Vor allem sei auf die Veröffentlichungen in der 
Zeitschrift „Demokratischer Aufbau“ aufmerksam ge­
macht, die außer der grundsätzlichen Besprechung 
durch den Vorsitzenden des Rechtsausschusses der 
Volkskammer3) einen fortlaufenden Kommentar zu ein­
zelnen Bestimmungen des Gesetzes über die örtlichen 
Organe der Staatsmacht herausgebracht hat4). Die bis­
her in der Anwendung der Gesetze gewonnenen Er­
fahrungen sind inzwischen vom Präsidium des Natio­
nalrats der Nationalen Front ausgewertet worden und 
haben in der von diesem am 6. Mai 1957 beschlossenen 
Richtlinie zur Verbesserung der Arbeit der örtlichen 
Organe der Staatsmacht in den Kreisen, Städten und 
Gemeinden5) ihren Niederschlag gefunden. Die Auf­
forderung des Präsidiums des Nationalrats an die Aus­
schüsse der Nationalen Front, diese Richtlinie zur 
Grundlage der Tätigkeit der Nationalen Front bei der 
Vorbereitung der Wahlen vom 23. Juni 1957 zu machen, 
unterstreicht, daß die' neuen Gesetze zur weiteren 
Demokratisierung bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Kommunalwahlen ihre Feuerprobe zu be­
stehen haben werden, zugleich aber erst durch die 
Wahlen die Voraussetzung für die volle Wirksamkeit 
der neuen Gesetze geschaffen wird. Im Hinblick 
darauf ist auch die Erste Durchführungsbestimmung 
zum Gesetz über die örtlichen Organe der Staats­
macht — Übergangsbestimmung — vom 13. Februar 
1957 (GBl. I S. 165) erlassen worden. Diese regelt 
u. a. das Verfahren, nach dem Bürger von der örtlichen 
Volksvertretung zu Mitgliedern der ständigen und zeit­
weiligen Kommissionen (vgl. § 7 Buchst b des Gesetzes 
über die örtlichen Organe der Staatsmacht) berufen 
werden; darüber hinaus sichert sie die im Hinblick auf 
die neuen größeren Aufgaben der unteren Staatsorgane 
unbedingt notwendige Arbeitsfähigkeit der unteren 
Volksvertretungen selbst, indem sie die ständige Beset­
zung sämtlicher Mandate verlangt und zur Besetzung 
leerer Mandate die Berufung von Bürgern als voll­
berechtigte Mitglieder in die unteren Volksvertretungen 
vorsieht.

Welche Aufgaben der Ministerrat bei der Anleitung 
der örtlichen Räte zu erfüllen hat, ist aus dem Be- 

. Schluß über die Ordnung zur Leitung der örtlichen 
Räte durch den Ministerrat vom 24. Januar 1957 (GBl. I 
S. 123) ersichtlich. An erster Stelle wird hier dem Mi­
nisterrat zur Pflicht gemacht, die Verantwortung und 
Selbständigkeit der örtlichen Räte zu fördern und sie 
bei der Lösung der staatlichen Aufgaben, besonders bei 
der Verwirklichung der Volkswirtschaftspläne, zu 
unterstützen. Der Beschluß enthält sodann eine ge­
naue Abgrenzung der Aufgabenbereiche des Minister­
rats als Ganzen, des Ministerpräsidenten als Vorsit­
zenden des Ministerrats und des Staatssekretärs für 
Angelegenheiten der örtlichen Räte. Daß diese Abgren­
zung viel gründlicher und umsichtiger vorgenommen 
worden ist als in dem aufgehobenen Beschluß über die 
Anleitung und Kontrolle der Räte der Bezirke und 
Kreise durch den Ministerrat vom 3. Februar 1955 
(GBl. II S. 65), zeigt nicht nur, welche Bedeutung den 
örtlichen Räten in der gegenwärtigen Etappe des so­
zialistischen Aufbaus zukommt, sondern zugleich auch 
den höheren Entwicklungsstand der sozialistischen Ge­
setzlichkeit auf dem Gebiet des Staats- und Verwal­
tungsrechts, die weitere Festigung unserer Staats- und 
Rechtsordnung.

Auf einem anderen Gebiet des Staats- und Verwal­
tungsrechts ist eine Lücke geschlossen worden, die mit 
der Erweiterung der politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Beziehungen der DDR mit dem Ausland 
immer fühlbarer wurde. Die Zahl der Ausländer, die 
in der DDR Aufenthalt nehmen wollen, hat sich er­
höht. Die bisher fehlenden grundlegenden gesetzlichen 
Vorschriften, insbesondere auch über das Asylrecht von 
Ausländern, sind nunmehr mit der Verordnung über 
den Aufenthalt von Ausländern im Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 14. Dezember 1956 
(GBl. 1957 I S. 1) erlassen worden. Danach wird Aus­
ländem der Aufenthalt in der DDR gestattet, wenn

3) Dalimann, Zur Annahme der Gesetze über die örtlichen 
Organe der Staatsmacht und die Rechte und Pflichten der 
Volkskammer gegenüber den örtlichen Volksvertretungen, 
„Demokratischer Aufbau“ 1957 S. 51.

,) „Demokratischer Aufbau“ 1957 S. 93, 117, 141, 163, 189.
5) ND, Ausg. A, vom 8. Mai 1957, S. 5.

sie für die in der Verfassung der DDR niedergelegten 
Grundsätze eingetreten sind und deshalb im Ausland 
verfolgt werden; daneben kann Ausländern der Auf­
enthalt in der DDR auch aus anderen, in der Verord­
nung nicht näher bezeichneten Gründen gestattet wer­
den. Die Ausländer, denen von den zuständigen Or­
ganen der Deutschen Volkspolizei die Aufenthaltsbe­
rechtigung erteilt worden ist, haben grundsätzlich die 
gleichen Rechte wie die Bürger der DDR; sie können 
sich insbesondere an jedem Ort der DDR beliebig lange 
aufhalten, soweit in der Aufenthaltsberechtigung keine 
örtliche oder zeitliche Begrenzung des Aufenthalts ein­
getragen ist. Andererseits sind diese Ausländer auch 
verpflichtet, die Grundsätze1 der Verfassung der DDR 
zu achten und die sozialistische Gesetzlichkeit einzu­
halten. Wird eine Aufenthaltsberechtigung aus den in 
der Verordnung festgelegten Gründen für ungültig er­
klärt, eingezogen oder nach ihrem Ablauf nicht ver­
längert, so sind die betreffenden Ausländer verpflichtet, 
die DDR unverzüglich zu verlassen; geschieht dies nicht 
freiwillig, so erfolgt die Ausweisung, wobei die Or­
gane der Deutschen Volkspolizei zur Vorbereitung oder 
Sicherung der Ausweisung einen Ausweisungsgewahr­
sam bis zu zehn Tagen anordnen können. Zur Vorbe­
reitung der Ausweisung darf Gewahrsam nur verhängt 
werden, wenn der Ausländer fluchtverdächtig ist oder 
Tatsachen vorliegen, die darauf schließen lassen, daß 
der Ausländer die Ermittlungen über die Vorausset­
zungen eines Widerrufs der Aufenthaltsberechtigung 
erschwert.

*

Fast gleichzeitig mit den Gesetzen zur weiteren 
Demokratisierung ist auf dem Gebiet des A r b e i t s -  
r e c  h t s  das Gesetz über die Verkürzung der Arbeits­
zeit vom 18. Januar 19576) (GBl. I S. 73) erlassen wor­
den, das eine bedeutende Verbesserung in den Arbeits­
bedingungen von rund 2,65 Millionen Arbeitern und 
Angestellten, Ingenieuren und Technikern der sozia­
listischen Industrie, des Verkehrs- und des Nachrichten­
wesens herbeigeführt hat. Es darf vorausgesetzt wer­
den, daß die Bedeutung und der wesentliche Inhalt 
auch dieses Gesetzes, das im Prinzip der alten Forde­
rung der Arbeiterklasse nach Verkürzung der täglichen 
Arbeitszeit entspricht, unseren Lesern aus den Ver­
öffentlichungen in der Tagespresse hinreichend bekannt 
sind. Im übrigen sei noch darauf verwiesen, daß die 
Zeitschrift „Arbeitsrecht“ ausführliche Übersichten 
über die neuen gesetzlichen Vorschriften aus dem Be­
reich des Arbeitsrechts veröffentlicht7), so daß unsere 
Übersicht sich von jetzt an auf eine kurze Zusam­
menstellung der wichtigsten arbeitsrechtlichen Gesetz­
gebungsakte beschränken kann.

Das Gesetz über die Verkürzung der Arbeitszeit be­
stimmt ausdrücklich, daß die Verkürzung der Arbeits­
zeit zu keiner Lohnminderung führen darf, daß aber 
die Erfüllung der Produktionspläne trotz der verkürz­
ten Arbeitszeit durch entsprechende Steigerung der 
Arbeitsproduktivität zu sichern ist. Wie die Lösung 
dieser volkswirtschaftlichen Aufgabe ohne Einsatz zu­
sätzlicher Arbeitskräfte und unter Einhaltung des ge­
planten Lohnfonds erfolgen soll, regelt die Erste 
Durchführungsbestimmung zum Gesetz über die Ver­
kürzung der Arbeitszeit — Lohndirektive — vom 4. Fe­
bruar 1957 (GBl. I S. 117). Diese Durchführungsbestim­
mung ist in der Zeitschrift „Arbeitsrecht“8) vom Mini­
sterium für Arbeit und Berufsausbildung näher er­
läutert worden. Die Zweite Durchführungsbestimmung 
vom gleichen Tage (GBl. I S. 118) behandelt die Rechts­
stellung der Jugendlichen, deren gesetzliche Arbeitszeit 
durch die jetzt eingetretene Verkürzung der Arbeits­
zeit berührt wird, und sichert ihnen die für sie gün­
stigere Arbeitszeitregelung.

Der Sicherung der arbeitsrechtlichen Stellung der in 
Ehren aus ihrem Dienst scheidenden Angehörigen der 
Nationalen Volksarmee dient die Verordnung über ar­
beitsrechtliche Ansprüche der ehemaligen Angehörigen 
der Nationalen Volksarmee vom 21. Februar 1957

6) Nicht vom 19. Januar 1957, wie im Gesetzblatt zunächst irr­
tümlich angegeben worden war.

7) vgl. Schneider, Die Arbeitsgesetzgebung der Deutschen 
Demokratischen Republik, I. Quartal 1957, „Arbeitsrecht“ 1957 
S. 126 ff.

S) 1957 S. 62.
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